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Gesetz zur Änderung des Thüringer Wassergesetzes und der Thüringer Indirekteinleiterverordnung

Ihr Zeichen: 55-05205/ThürWG

Sehr geehrte Damen und Herren,
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Der Landesverband der GRÜNEN LIGA Thüringen bedankt sich für die Beteiligung an oben genannten Verfahren und nimmt wie folgt im folgenden Stellung.

Auf Grund der Kürze der gesetzten Frist, die wir hiermit rügen, behalten wir uns Ergänzungen vor. 

Stellungnahme der GRÜNEN LIGA Landesverband Thüringen e.V.

Grundsätzliches

Obwohl das Verfahren zu einem Gesetz zur Umweltverträglichkeitsprüfung auf Landesebene noch nicht abgeschlossen ist, werden schon erste Verfahren zur Änderung betroffener Gesetze begonnen. So sehr eine schnelle Umsetzung des UVP-Gesetzes in Thüringen nötig gewesen wäre, so schleppend verlief die Umsetzung der einschlägigen Richtlinie der EU zur UVP in Thüringen.

Solange dieses Gesetz nicht in Kraft getreten ist, sind Gesetzesinitiativen auf Grundlage dieses Gesetzes nicht sinnvoll, da die endgültige Ausgestaltung insbesondere des Anhangs, in welchem die UVP-Pflichtigkeit bestimmter Projekte festgelegt wird, die in das jetzige Verfahren hinein reichen, noch in der Diskussion ist.

In dem uns zugeleiteten Entwurf des Gesetzes zur Änderung des Thüringer Wassergesetzes und der Thüringer Indirekteinleiterverordnung wird auf den Entwurf des Thüringer UVP-Gesetzes Bezug genommen. Damit könnte der Eindruck erweckt werden, daß die Beteiligung der Träger verschiedener Belange keinen Einfluß auf den weiteren Fortgang des Gesetzgebungsverfahrens haben wird. 

Um diesen Eindruck zu vermeiden, fordern wir die Rückstellung der Fortführung dieses Gesetzesänderungsverfahren bis nach dem Abschluß des Verfahrens zum UVP-Gesetz. Hilfsweise verweisen wir auf unsere Stellungnahme zum UVP-Gesetz, welche in ihrem Hause vorliegt, federführend war Herr Huhn. Zu konkreten Details nun im folgenden.

Konkrete Probleme

Zu §42 Stauanlagen

Die „Erarbeitung eines Planes“ erachten wir für alle neuen Stauanlagen für notwendig. Dabei handelt es sich immer um die Änderung der Fließverhältnisse eines Gewässers, was einem starken Eingriff gleichkommt.

Die vorgeschlagenen Schwellenwerte von 100 000 Kubikmetern bzw. fünf Meter Staumauer, sehen wir dabei als zu hoch an. Die Bewertung der Eingriffe in Natur und Landschaft und die sich daraus ergebenen notwendigen Vermeidungsmaßnahmen, sind für sehr viele, wenn nicht alle baulichen Anlagen an Gewässern nötig und daher in einem Plan zu erarbeiten. 

Zu §50 Absatz 2:

Hier zeigt sich, daß erst das Gesetzgebungsverfahren zum UVP-Gesetz abgeschlossen werden muß. An dieser Stelle wird die "standortbezogene Vorprüfung des Einzelfalls" aus dem Entwurf des UVP-Gesetzes übernommen. Damit würde die Beteiligung der anerkannten Naturschutzverbände zum Thüringer UVP-Gesetz zur Farce werden. Wir hatten die Pflicht zur Prüfung der Umweltverträglichkeit für alle solche Projekte gefordert. 

Damit wäre immer eine Genehmigung erforderlich, was wir entsprechend an dieser Stelle fordern.

Zu § 54 Absatz 4: 

Neben der zu klärenden Frage, ob die Wasserbehörden in der Lage sein werden, angezeigte Vorhaben in der Frist von sechs Wochen endgültig zu bescheiden, ist die Streichung des Satzes Nr. 4 vom Absatz 4 dieses Paragraphen aus der noch geltenden Fassung des ThürWG nicht nachvollziehbar. Wir fordern, diesen Satz zu belassen und entsprechend einzuordnen. 

Zu §56 Absatz 2 neue Fassung:

Auch hier haben wir die UVP-Pflicht, bzw. die Allgemeine Vorprüfung für alle solche Anlagen gefordert. Eine standortbezogene Vorprüfung lehnen wir daher auch hier ab.

Es sollte daher dringend das Ende des Verfahrens des UVP-Gesetzes abgewartet werden, um hier entsprechend die notwendigen Regelungen zu übernehmen.

Zu §58 Absatz 3 Satz 1 der neuen Fassung

a) Die Neuregelung zum Niederschlagswasser wird von uns kritisch betrachtet. Die Einleitung in bestehende oberirdische Gewässer kann zu teils drastischen Veränderungen dieser Gewässer führen (durch Erosion und saisonal stark schwankende Wasserführung).

Der Wasserverwertung auf dem Grundstück ist der Vorrang einzuräumen, durch verschiedene Nutzungsmöglichkeiten ist dies auch technisch kein Problem.

Nicht zuletzt muß durch die Einleitung von Niederschlagswasser in Oberflächengewässer bei starkem Regenfall von einem Hochwasserverstärkungseffekt ausgegangen werden, während eine Versickerung oder Sammlung mit späterer Nutzung des Regenwassers zu einer Verringerung der Hochwassergefahr führt.

Die Regelung zur Einleitung kann daher maximal ein genehmigungspflichtiger Ausnahmetatbestand werden (wie bisher schon gelegentlich so gehandhabt). Diese Genehmigung muß auch versagt werden können, um ein Ausschöpfen aller zur Verfügung stehenden Alternativen auf dem eigenen Grundstück zu befördern. Nicht zuletzt würde dieser Fall für den Eigentümer zu einer Kostenersparnis führen, da die Regenwasserpauschale des Abwasserentsorgers entfallen könnte.

b) Die aufhebende Wirkung für Klärschlamm lehnen wir ab. Selbst wenn es sich dabei nur um Schlamm aus "Kleinkläranlagen" und aus "häuslichen Abwässern" handeln darf, sind die Möglichkeit zur Kontrolle hier sehr gering und einerseits die Gefahr von Rückständen im Klärschlamm sowie andererseits die Mißbrauchsgefahr dieser Regelung sehr hoch.

Zu §67 Absatz 2 neue Fassung:

Mit der Einführung des nicht genau definierten Terminus „Schädlingen“ wird massive Rechtsunsicherheit geschaffen, die wir nicht hinnehmen wollen.

Der Schutz der Uferbereiche benötigt keine derartige Erweiterung. Vielmehr wäre sicherzustellen, daß die Uferstreifen bei ausreichender Größe von jeglicher anderer Nutzung freizuhalten wären. Dadurch wäre ein ausreichender Schutz auch vor möglichen Unfällen sichergestellt. 

In diesem Sinne wäre der §78 Absatz 3 neu zu fassen, in etwa so:

(3) Der Uferbereich von Gewässern ist zu erhalten, andere Nutzungsformen sind nur dann zulässig, wenn sie den Uferschutz nicht gefährden.

Zum §118 neu:

Auch hier wäre das Ende des Gesetzesverfahrens zum UVP-Gesetz abzuwarten, um ggf. die Formulierung speziell von Absatz 3 spezifischer zu gestalten.

Wir begrüßen die Festlegung im Absatz 2, daß nur Wasser ohne Zusätze verwendet werden darf.

Zum §118b neu

Zu den vorzulegenden Unterlagen für einen Antrag auf Erlaubnis gehören auch Aussagen über Schutzgüter (Bestandsbewertung) und den betroffenen Naturraum.

Zum §118e, Absatz 3 neu:

Die getroffene Regelung zu der Einschränkung der Veröffentlichung der Überwachungsergebnisse könnte u.U. mit einschlägigen Regelungen des Umweltinformationsgesetzes in Widerspruch stehen. Die jetzt gewählte Formulierung läßt praktisch keine Veröffentlichung von Daten zu, da beispielsweise selbst die zu beschneiende Fläche ein Betriebsgeheimnis sein könnte, da diese z.B. Rückschlüsse auf die verwendete Technik oder die Finanzkraft des Unternehmens gestatten könnte.

Die Formulierung ist zu überarbeiten, ggf. unter Verweis auf das UIG.

Zum § 118g:

Die gesetzte Frist erscheint zu lang. Im Hinblick auch auf die Vorgaben der EU-WRRL ist eine Frist bis 31.12.2005 ausreichend.

Aufgestellt:

Andreas Leps, Landessprecher
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